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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über die Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittssätzen und des Einkommensteuergesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen (GDL) enthält eine bis 
zum Ablauf des Wirtschaftsjahres 1971/72 befristete Übergangs- 
regelung, um die Zeit bis zum Vorliegen der neuen Einheits- 
werte zu überbrücken. Die Einheitswerte werden zum Ende 
dieses Wirtschaftsjahres noch nicht vollständig vorliegen. 

Ebenfalls befristet ist ein Freibetrag für alle Land- und Forst- 
wirte von 1200 / 2400 DM. 


B. Lösung 

Die Übergangsregelung wird bis zum Ende des Wirtschafts- 
jahres 1973/74 verlängert. 

Der Freibetrag wird auch noch für den Veranlagungszeitraum 
1973 gewährt. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Verzicht auf Steuermehreinnahmen von 830 Millionen DM, da- 
von 357 Millionen DM zu Lasten des Bundes, 
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A. Bericht des Abgeordneten Offergeld 


Der Gesetzentwurf wurde in der 165. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 26. Januar 1972 an den 
Finanzausschuß, mitberatend an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie ge- 
mäß § 96 der Geschäftsordnung an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat über die Vorlage 
am 3. Februar 1972, der Finanzausschuß am 1. März 
1972 beraten. Der Haushaltsausschuß wird gesondert 
berichten. 

Das geltende Gesetz über die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittssätzen enthält bereits Regelungen, die an 
die neuen Einheitswerte (Hauptfeststellung 1964) 
anknüpfen. Diese Regelungen sind bisher jedoch 
noch nicht steuerwirksam geworden, vielmehr gilt 
gemäß § 12 GDL eine von den Einheits werten unab- 
hängige Übergangsregelung. Diese Übergangsrege- 
lung war erforderlich, weil sich die Ermittlung der 
neuen Einheitswerte über einen Zeitraum von meh- 
reren Jahren erstreckt. Die Erwartung, daß die neuen 
Einheitswerte allgemein bereits für die Ermittlung 
der Gewinne des Wirtschaftsjahres 1972/73 ver- 
fügbar sind, hat sich nicht bestätigt. Deshalb ist die 
geltende Befristung der Übergangsregelung bis zum 
Ende des Wirtschaftsjahres 1971/72 unrealistisch 


geworden. Es kommt hinzu, daß die GDL im Rah- 
men der Steuerreform als selbständiges Gesetz ent- 
fallen soll und die entsprechenden in das Einkom- 
mensteuergesetz zu übernehmenden Regelungen 
auch inhaltliche Änderungen erfahren könnten. Auch 
der besondere Freibetrag für Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft von 1200 DM (Ehegatten 2400 
DM) ist gemäß § 52 Abs. 17 EStG befristet; er wäre 
letztmalig für den Veranlagungszeitraum 1972 zu ge- 
währen. Die Überprüfung dieses Freibetrages muß 
ebenfalls im Gesamtzusammenhang mit der Steuer- 
reform erfolgen. 

Die Regierungsvorlage sieht deshalb vor, daß 
diese für die Einkommensteuerbelastung der Land- 
und Forstwirtschaft wesentlichen Vorschriften zu- 
nächst in der Form bestehenbleiben, in der sie bis- 
her gelten. Dadurch wird vermieden, daß sich die 
Land- und Forstwirtschaft einseitig für eine be- 
grenzte Übergangszeit auf ein anderes Einkommen- 
steuerrecht einstellen muß, das außerdem mit einer 
höheren Steuerbelastung verbunden wäre. Die 
neuen Termine für das Auslaufen des § 12 GDL und 
der Freibetragsregelung nach § 13 Abs. 3 EStG sind 
so bemessen, daß ein nahtloser Übergang auf das 
nach der Steuerreform geltende Recht erfolgen kann; 
dabei wird davon ausgegangen, daß die Einkommen- 
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Steuerreform am 1, Januar 1974 wirksam wird. 
Sollte es zu Verzögerungen bei der Verwirklichung 
der Steuerreform kommen, so wird erneut geprüft 
werden müssen, welche Folgerungen zu ziehen sind. 

Der Finanzausschuß empfiehlt daher — in Über- 
einstimmung mit dem Aussdiuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten — dem Gesetzentwurf zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 3, März 1972 


Offergeld 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle besdiließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie VI/2983 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. März 1972 

Der Finanzaussdiuß 


Dr. Sdimidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Offergeld 

Berichterstatter 



